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Antrag

Hannover, den 17.09.2024

Fraktion der SPD
Fraktion Blindnis 90/Die Griinen

Resolution des Niedersdchsischen Landtages zur aktuellen Krise bei Volkswagen

Der Landtag wolle beschlielen:

EntschlieRung

Die Krise bei Volkswagen ist das Resultat mehrerer wirtschaftlicher und struktureller Herausforde-
rungen.

Die daraus resultierenden Debatten um WerksschlieRungen und die Verunsicherung der Beschaftig-
ten und der Offentlichkeit machen deutlich, dass Volkswagen als einer der groten Arbeitgeber Nie-
dersachsens schnellstmdglich in ruhiges Fahrwasser kommen muss. Auch die Zulieferer sind in be-
sonderem Malf3e von dieser Entwicklung betroffen.

Der Landtag erkennt an:

Volkswagen spielt eine zentrale Rolle in der niedersachsischen Wirtschaft und ist entscheidend
fur die regionale Wertschopfung und die Sicherung von Arbeitsplatzen.

Eine Sozialpartnerschaft, die die Beschéaftigten einbezieht und den Dialog zwischen Manage-
ment, Gewerkschaften und Betriebsraten fordert, ist essenziell fir eine sozialvertragliche Trans-
formation.

Der Transformationsprozess hin zur Elektromobilitat ist unumganglich, um die Wettbewerbsfa-
higkeit von Volkswagen zu sichern und die Klimaziele zu erreichen.

Niedersachsen ist mit seiner Nahe zu erneuerbaren Energien, einem umfassenden Netzwerk an
Zulieferern und seiner guten Infrastruktur pradestiniert, die Elektromobilitat entscheidend mitzu-
gestalten

Der Landtag bittet die Landesregierung, sich fir die folgenden Punkte einzusetzen:

1.

2.

Arbeitsplatze sichern und Sozialpartnerschaft starken

— Der Landtag begri3t, dass der Vorstand und die IG Metall beschlossen haben, zeitnah Ge-
sprache Uber die Haustarifvereinbarungen bei Volkswagen aufzunehmen. Einschnitte dir-
fen nicht allein zulasten der Belegschaften gehen. Ein neuer, langfristiger Beschéaftigungs-
sicherungsvertrag muss weiterhin sicherstellen, dass Arbeitspldtze geschitzt und alle
Standorte in Niedersachsen erhalten bleiben. Umschulungen und Weiterbildungen fiir die
Beschaftigten sind notwendig, um sie auf die Zukunft vorzubereiten.

— Es liegt dariber hinaus in der Verantwortung des Vorstandes, Vorschlage fiir einen zu-
kunftsfahigen und modernen VW-Konzern vorzulegen.

Transformation und Elektromobilitat fordern

— Bundesweit muss die Transformation hin zur Elektromobilitdt beschleunigt werden, indem
glinstige staatliche Rahmenbedingungen geschaffen und birokratische Hiirden abgebaut
werden.

— Der Bund muss neue Anreize zum Kauf von E-Autos initiieren, um den Absatz in der aktu-
ellen Krise anzukurbeln.

— Der VW-Vorstand muss seinerseits schnellstméglich die Grundlage fiir ein attraktives und
fur alle bezahlbares Angebot im E-Auto-Segment legen. Es bedarf eines E-Volkswagens.
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3.  Strompreise senken

— Fir den Kauf von E-Autos ist die Entwicklung der Strompreise von hoher Bedeutung. Der
Landtag begriiRt daher den weiteren Ausbau der erneuerbaren Energien und der Strom-
netze. Ebenso ist es richtig, dass die Bundesnetzagentur zum 01.01.2025 ein neues Be-
rechnungsmodell implementiert, um in Regionen mit vielen erneuerbaren Energien die Netz-
entgelte erheblich zu senken. Der Landtag will weitere Anreize flr glnstige Strompreise
etwa durch ,Nutzen statt Abregeln“ oder dynamische Stromtarife gerade fiir die Ladesau-
leninfrastruktur schaffen. Ebenso gilt es, die Rahmenbedingungen fiir giinstigen Ladestrom
in Zeiten und Regionen zu unterstiitzen, in denen es besonders hohe Uberschiisse von
erneuerbaren Energien gibt.

— Um die Strompreise fur Kundinnen und Kunden weiter zu senken, sollten die Strompreise
von erzeugungsfremden Abgaben befreit und die Stromsteuer auf das europaische Min-
destniveau abgesenkt werden. Ebenso sollte der notwendige Ausbau der Netzinfrastruktur
- wie andere Infrastruktur auch - durch den Bundeshaushalt und nicht die Stromkunden be-
zahlt werden

4. Infrastruktur und Investitionen sicherstellen

— Die Ladeinfrastruktur muss massiv ausgebaut werden, um das Ziel der Versorgungssicher-
heit zu erreichen. Eine maRgebliche Rolle spielt hier die Versorgungsauflage fur Tankstel-
len, die inhaltlich verscharft und auf Betreiber von weniger als 200 Tankstellen ausgedehnt
werden sollte.

— Ebenso sind Lademdglichkeiten am Arbeitsplatz und Wohnort weiter auszubauen.

— Intelligente Ladefunktionen (Vehicle to grid, vehicle to home) bieten die Chance fir ein effi-
zienteres und kostensparendes Energiemanagement. Das Land setzt sich beim Bund fiir
eine Verbesserung der gesetzlichen Grundlagen ein.

— Kommunen und Betreiber von Ladeinfrastruktur sollen auf standardisierte, vereinfachte Ge-
nehmigungsprozesse zurlickgreifen.

— Der Erlass eines Bundesbeschleunigungsgesetzes fiir den Ausbau der Ladeinfrastruktur
sollte gepriift werden.

5. Sondervermdgen Transformation im Grundgesetz verankern

— Es gibt bei der Finanzierung groRer &ffentlicher Zukunftsaufgaben in Deutschland einen Re-
formbedarf. Um den Herausforderungen der Transformation generell, insbesondere aber in
der Automobilindustrie als Leitindustrie gerecht zu werden und dringend notwendige Inves-
titionen in Infrastruktur, Ladeinfrastruktur sowie Forschung und Entwicklung zu ermdéglichen,
werden zusatzliche Investitionsmdglichkeiten bendtigt.

— Damit die Schuldenbremse nicht I&nger eine Investitionsbremse ist, muss sie reformiert wer-
den. Die strukturelle Kreditaufnahmemdéglichkeit sollte mit den EU-Vorgaben harmonisiert
und zugunsten der Lander angehoben werden.

— Darlber hinaus sollte analog zum Bundeswehrsondervermdgen ein kreditfinanziertes ,Son-
dervermdgen Transformation® im Grundgesetz verankert werden. Dies ist ohne Konflikt mit
der Schuldenbremse moglich. Dieses Sondervermdgen wirde es ermdglichen, gezielt in
Zukunftsprojekte wie den Ausbau der Elektromobilitat, Dekarbonisierung und Digitalisierung
zu investieren, ohne das langfristige Haushaltsgleichgewicht zu gefahrden.

6. Langfristige Wettbewerbsfahigkeit sichern

— Um den internationalen Herausforderungen, insbesondere durch asiatische Hersteller, ge-
recht zu werden, muss Volkswagen verstarkt in innovative Technologien und neue Markte
investieren konnen. Niedersachsen muss seine Position als fiihrender Standort in der Auto-
mobilbranche festigen und ausbauen. Dies kann langfristig nur gelingen, indem die jetzigen
Standorte gehalten und zukunftsfahig gemacht werden. Fur die Ansiedlung einer weiteren
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Batteriezellfertigung zum Erhalt der Wertschépfungstiefe sind wettbewerbsfahige Industrie-
strompreise eine Voraussetzung. Die Bundesregierung ist aufgefordert, mit der EU-Kom-
mission Uber die Ausweitung der Strompreiskompensation auf die Batteriezellfertigung zu
verhandeln. Zudem muss zur langfristigen Stabilisierung der Ausbau der Stromnetze aus
dem Bundeshaushalt finanziert werden.

— Der Landtag will das Potenzial der erneuerbaren Energien, insbesondere der Windenergie,
effizient nutzen und die Hafeninfrastruktur weiterentwickeln. Durch die Bereitstellung von
bezugsfertigen Gewerbeflachen mit leistungsfahiger Energieinfrastruktur wird das Land at-
traktiv flr energieintensive Unternehmen und zudem auch fiir Zulieferunternehmen von
Volkswagen. So kénnen neue Betriebe angesiedelt und bestehende Unternehmen langfris-
tig an den Standort gebunden werden.

— Bendtigt werden eine noch engere Zusammenarbeit zwischen dem Bund und der EU, um
die deutschen und europaischen Hersteller im globalen Wettbewerb zu unterstiitzen. Dazu
gehdren die Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen, die Sicherstellung eines fai-
ren Wettbewerbs und der Abbau von Handelshemmnissen. Zudem sollen Kooperationen
und Joint Ventures geférdert werden, um den Technologievorsprung auszubauen.

— Der beschlossene europaweite Umstieg auf Elektromobilitdt muss weiterverfolgt werden.
Dazu gehoren auch die europaischen CO2-Flottenziele. Bisher werden diese jahresweise
bemessen und benachteiligen Unternehmen in der Transformation gegeniber Unterneh-
men, die als Hersteller von E-Autos gestartet sind. Um den Unternehmen das Erreichen der
CO:2-Flottengrenzwerte zu erleichtern, fordert der Landtag die Bundesregierung und die EU-
Kommission auf, die zurzeit geltende sprunghafte Absenkung des Grenzwertes durch eine
schrittweise Absenkung zu ersetzen, ohne die Gesamtziele infrage zu stellen.

Begriindung

Die Zukunftsfahigkeit von Volkswagen ist nicht nur fir das Unternehmen selbst, sondern auch fiir die
wirtschaftliche Stabilitédt des Landes Niedersachsen von entscheidender Bedeutung. Angesichts des
wachsenden globalen Wettbewerbs und der notwendigen Transformation hin zu nachhaltiger Mobi-
litt ist es entscheidend, dass das Unternehmen sowohl wirtschaftlich als auch sozial abgesichert
wird. Die Landesregierung muss dabei eine zentrale Rolle spielen, indem sie die richtigen politischen
Weichen stellt und die Transformation aktiv unterstitzt.

Fur die Fraktion der SPD Fir die Fraktion Blindnis 90/Die Griinen
Wiard Siebels Volker Bajus
Parlamentarischer Geschaftsfiihrer Parlamentarischer Geschaftsfiihrer

(Verteilt am 24.09.2024;
unkorrigierter Vorabdruck verteilt am 18.09.2024)



	Drucksache 19/5323
	Antrag
	Fraktion der SPD Fraktion Bündnis 90/Die Grünen
	Resolution des Niedersächsischen Landtages zur aktuellen Krise bei Volkswagen

